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Betr. Alle Studenten
ANHEBUNG DER BEDARESSÄTZE:
Eine wichtige Neuregelung ist d&i Anhebung der Bedarfssätze um 
20% auf 500.-DM. Davon behauptet die Bundesregierung in ihrer Stel.
nähme, es würden sowohl die Preissteigerungen von 1971 bis 1973 als
auch die zu erwartende» Preisentwicklung bis Herbst 1974 im wesent­
lichen abgedeckt. $
Selbst wenn dies zuträfe, könnte keine Rede sein von einem kosten­
deckenden Förderungshöchstbetrag, der das Ziel einer Ausbildungs­
förderung sein muß.
So betrugen die Kosten für ein Hochschulstudium bereits 1970 monat­
lich 520.-DM und sind, Berechnungen des DSW zufolge, bis zum Jahr 
1973 infolge der inflationären Preistreiberei auf 660.-DM gestiegen. 
Dieser Betrag ist entgegen anderslautenden Behauptungen keineswegs 
überhöht, sondern wird gestützt durch die 7.Sozialerhebung, in der 
als Zentralwert der Ausgaben (= tatsächliche ausgegebene Beträge) 
ein Betrag von 584.-DM ermittelt wurde. Der zentralwert muß aber 
zwangsläufig unter den tatsächlichen Studienkosten liegen, da nieirj^d 
mehr ausgeben kann, als er zur Verfügung hat.
Aber selbst dieser gegenüber einem wirklich kostendeckenden Forde­
rungsbetrag viel zu niedrige Zentralwert der Ausgaben liegt noch wesen* 
wesentlich über den neuen Sätzen.
Durch die lächerlich geringe Anhebung auf 500.-DM monatlich wird 
bereits jetzt die gleiche Entwicklung vorprogrammiert, die sich von 
1971 bis 1974 für die Studenten ergeben hat, vor allem da die Regie­
rung eine nächste Überprüfung und eventuelle Erhöhung frühestens 
für 1976 vorsieht.
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Einführung des Grunddarlehens:
Nach Inkrafttreten der Novellierung wird künftig ein Anteil von 80.- 
DM^bzw 70.-DM, wenn der Student bei seinen Eltern wohnt) des Stipen­
diums als Darlehen geleistet.
Diese Wiedereinführung eines Urunddarlehens kann nur als bildungs­
politischer Rückschritt gewertet werden. ^
Es wird also im Regelfall zu ftrunddarlehen in Höhe von 4000.-DM b.w 
10 000.-DM kommen.

ANHEBUNG DER ELTERNFREIBETRÄGE:
Wie die Bedarfssätze werden auch die Freibeträge für die Eltern bzw. 
für den Ehepartner des Auszubildenden um ca. 20% auf 960.-DN bzw. 
64o.-DM angehoben.
Mit dieser Anhebung meint die Buddesregierung (.mit nahezu einjähriger 
Verspätung allerdings), dem $ 35 BAFÖG zu entsprechen. Dort heißtes: 
"Die Freibeträge...sind alle 2 Jahre zu überprüfen und durch Gesetz 
gegebenenfalls neu festzulegen. Dabei ist der Entwicklung der Einkom­
mensverhältnisse. ..sowie der Veränderung der Lebenshaltungskosten 
Rechnung zu tragen.”
Das DSW verweist in diesem Zusammenhang auf eine Untersuchung, die 
für das Jahr 1961 eine Bemessungsgrundlage für die Feibeträge von 
725.-DM ergeben hat. In der zeit von 1961 bis 1969 sind die allgemeinen 
meinen Lebenshaltungskosten um mehr als 25% gestiegen. Der Feibe­
trag für die Eltern des Antragstellers hätte, geht man von 725.-DM im I 
Jahre 1961 aus, Infolgedessen schon im Jahre 1969 mit 906.-DM ange­
setzt werden müssen. Bei einer durchschnittlichen Steigerung der



o h n e  und Ge
b e t r a g  auf 1200,—DK für die Elfem bzw. 750.—DM für den Enepartner 

festgelegt werden. Von 1971 bis 1974 sind weitere erhebliche Steige- 
   rungen ej.ngetreten.

Durch die geplante "Anpassung" der Freibeträge (960.-DM Eltern,
640.-DM Ehepartner) wird auch die geringste Nominallohnerhöhung 
(die durch die heutige Preistreiberei nicht einmeal den tatsächlichen 
Lebenshaltungskosten gercht wird) vom Forderungsbetrag abgezogen, 
d.h. den Eltern der Studenten wieder aus der Tasche gezogen.

FÖRDERUNG AUSSCHLIEßLICH ALS DARLEHEN:
Neben der auf alle Förderungsempfänger zutreffenden Grunddarlehens- 
regelung sieht die Novellierung eine erhebliche Erweiterung des Per­
sonenkreises vor, der ausschließlich durch Darlehen gefördert wird. 
Nach § 17 Abs. 3 (1) wird Ausbildungsförderung für alle Zweit- und 
Aufbaustudiengänge nur noch als Darlehen gewährt, es sei denn, durch 
’eiene Zwischenprüfung (z.b. an Fachhochschulen) wird der Zugang zu 
einer weiteren Ausbildung erst eröffnet.(was nicht möglich ist)
Die Begründung dieser neuen Regelung, nämlich daß nach einem Ab­
schluß dem Auszubildenden "eine weitergehende Eigenbeteiligung durch­
aus zuzumuten ist", ist an Zynismus nicht zu überbieten, wie folgendes 
Rechenbeispiel beweist:
Ein Fachhochschulabsolvent, der nach abgeschlossener Ausbildung ein 
Universitätsstudium absolvieren möchte, wird eine Darlehensschuld von 
über 30 000.-DM haben:

6 Semester für Fachhochschule 
=36 Monate a 80.-DM Grunddarlehen 
&
10 Semester Uni oder TH
=60 Monate a 500.-DM ausehhließlich als Darlehen=30 000.-DM

Fachhochschulabsolventen werden -angesichts der sie belastenden 
Darlehensschuld- allerdings von einem folgenden Hochschulstudium 
abgehalten. Die Weigerung des Staates, dieses Studium durch Zuschüs­
se zu finanzieren, wird sich als wirksame Waffe gegen die ansatz­
weise realisierte Durchlässigkeit der verschiedenen Ausbildungs­
gänge erweisen.

Als weitere Neuerung erfolgt die Förderung bei einem Fachwechsel in 
voller Höhe als Darlehen, und zwar vom Zeitpunkt des $ndes der für 
das neue Fach festgesetzten Förderungshöchstdauer abzüglich der 
schon abgeleisteten Fachsemester der abgebrochenen Ausbildung. 
Ausnahme: der Wechsel erfolgt aus "unabweisbarem Grund", der nur 
in den seltensten Ausnahmefällen erfüllt werden kann.
Diese Neuregelung der Darlehensförderung bei Fachwechsel ist eine 
unzumutbare Härte für die Auszubildenden.
Angesichts der zahlreichen "Numerus-Clausus"-Fächer (Tendenz:weiter 
steigend) müssen viele Studienbewerber auf eine andere Fachrichtung 
ausweichen, meist in der Hoffnung, nach einaigen Semestern doch einen 
Platz im angestrebten Fach ergattern zu können. Das eklatanteste 
Beispiel ist hier wohl Medizin, wo man kaum Chancen hat, ohne ein 
"Wartestudium" in benachbarten Bereichen einen Studienplatz zu er­
halten.



Betr.: Alle Studenten
"Belohnung" für verkürzte Studienzeit: 
ln §1Ö heißt ess
Für Jedes Semester, um das ein Auszubildender die Ausbildung mit 
dem Bestehen der Abschlußprüfung oder, wenn eine solche nicht vor­
gesehen ist, nach den Ausbildungsvorschriften planmäßig vor dem 
Ende der Förderungshöchstdauer beendet, gilt das Darlehen um den 
Betrag von 2000.-DM als erlassen." Die Begründung zu dkm §§ macht 
die Intention deutlich: "Die Bestimmung im Absatz 1 will durch den 
Teilerlaß des Darlehens den Anreiz schaffen, daß der Auszubildende 
seine Ausbildung in der nach den Ausbildungsvorschriften festge­
legten Mindeststudienzeit, also vor Ablauf der Förderungshöchst­
dauer absolviert."
Diese Regelung mutet direkt grotesk an, da dem Studenten eine Prämie 
dafür geboten wird, sich noch geringer als ihm ohnehin nur möglich 
ist zu qualifizieren. Die miserablen Studienbedingungen ^überfüllte 
Seminare, fehlende Didaktikums- und Praktikumsplätze, offene Plan-^s 
stellen) machen schon heute eine umfassend qualifizierendes StudiulV 
fast unmöglich.
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EIGNUNGSVORAUSSETZUNGEN,LEISTUNGSNACHWEISE: j
Seben dem finanziellen Druckmittel ist mitdem Bafög und dem Än­
derungsgesetz auch die Möglichkeit gegeben, inhaltlich auf die kon- ‘ 
kreten Studiengänge Einfluß zu nehmen (Leistungs- bzw. Eignungsnach- i 
weise) und politisches Wohlverhalten zu erzwingen (Rückzahlungspflicht- 
bei Teilnahme an Vorlesungsstreiks gemäß AntiStreikparagraph 20 Abs.2)| 
In §9 Abs.2 heißt es, die Eignung betreffend:
"Dies (die Eignung) wird in der Regel angenommen, solange der Aus­
zubildende die Ausbildungsstätte besucht oder an einem Praktikum teil­
nimmt und bei dem Besuch einer Höheren Fachschule, Akademie oder 
nochschule die dem Jeweiligen Ausbildungsabschnitt nach den Ausbilül»g< 
dungs- und Prüfungsordnungen entsprechenden Studienfortschritte er­
kennen läßt, hierbei sind die nach §48 erforderlichen Nachweise zu ey-j 
bringen." Die Einführung der Worte"in der Regel" ermöglichen es den
Ämtern für Ausbildungsförderung Jederzeit, nach Wunsch der Planer,
"im Einzelfall von der gesetzlichen Vermutung der Eignung... abzu­
weichen, sofern konkrete Gründe dafür vorliegen" (Begründung). Was 
"entsprechende Studienfortschritte" sind, wird in Zukunft vom noch- 
schulrahmengesetz festgesetzt, von dem Verbesserungen der Studien­
bedingungen kaum zu erwarten sind.
Nach der bisherigen Regelung reichte eine Bescheinigung der Ausbil­
dungsstätte, "aus der sich eine Eignöng (§9) ergibt". Die Novellie­
rung schreibt den Inhalt der Eignungsbescheinigung wesentlich ein­
gehender vor, als es bisher der $ Fall war. Es soll der verbind­
liche Nachweis geführt werden, daß der Studierende "die bei geord­
netem Verlauf seiner Ausbildung bis zum Ende des Jeweils erreichten 
Fachsenesters üblichen Leistungen erbracht hat" (§48 Abs.1 Nr.1) 
Tatsächlich aber ist es vielen Studenten auf Grund der hoffnungslos 
unzureichenden Kapazität der Hochschulen und der schlechten Lern - 
bedingungen in den meisten Fachbereichen gar nicht möglich, diese 
geforderten Leistungsnachweise fristgerecht zu erbringen, d.h.
Übungen, Seminare und Praktika zum vorgesehenen Zeitpunkt abzulegen.



 Zusammenhang mit "geordnetem Verlas! 1 des Studium«,
 Leistungsnachweisen" gemeint ist, somit in

ietzter Konsequenz nur in Verbindung mit den ant




